
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes
5a RKn 13/85

Verkündet am .
[theil

5. Juni 1986

in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: .;.............................
.....

....oobiluloußotconot .......... ...-......UOIOOO".OOCIOIID'.

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 5a Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 5. Juni 1986

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom

16. April 1985 aufgehoben.

Die Sache wird zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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Die Beteiligten streiten darum, ob die vom
Kläger

in der Zeit von-

Oktober 1969 bis Juni 1978 in Polen zurückgelegten Versiche-

rungszeiten‚in der Bundesrepublik Deutschland der Rentenver—

sicherung der Angestellten oder der knappschaftlichen Renten-

versicherung zuzuordnen sind.

Der 1991 in Öberschlesien geborene
Kläger

studierte nach
Schule 6

und Fachschulausbildung das Bergfach an der Hochschule in

G.
.

1967 wurde er Diplom—Bergbauingenieur. Sodann arbeitete

er bis 1969 als Schichtsteiger und Abteilungsstéiger auf einer

Zeche bei G. . Ab Oktober 1969 war der Kläger im Hauptbüro

für
bergmännische

Studien und Projekte in K.
.

beschäftigt.;

Dieses Büro unterstand dem.Bergbauministerium. Es führte im Auf-

trag der Zechen technische Planungsaufgaben für größere Unter—

'tagearbeiten durch, zB Einrichten von Füllorten, Entwässerung,

Streckenvortrieb, Neueinrichtung von Schachtanlagen. Die Zechen

bezahlten
die Planungsaufträge an das Büro. Das Büro bezahlte die

‘ Gehälter für seine Mitarbeiter selbst. Auch der Kläger wurde von

dem Büro bezahlt. Die Durchführung der Planung hatte der Kläger°

zu überwachen.
15

Rahmen der Überwachung war er auch zeitweilig

lunter Tage tätig. Während der Beschäftigungszeit in dem Pla- ‘

nungsbüro wurden für den Kläger keine Beiträge zu einer der

knappschaftlichen Rentenversicherung entsprebhenden Berufsver—

'sicherung entrichtet. Eine solche besondere Versicherung gab es
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zu dieser Zeit insbesondere für Angestellte nach polnischem Recht

nicht„

Seit 1978 ist der Kläger im Bundesgebiet als technischer Ange-

stellter unter Tage tätig. Er hat den Flüchtlingsausweis A. 1980

erlitt er einen Arbeitsunfall. Nach einem erfolglosen Rentenan-

trag erteilte ihm die Beklagte am 1ü. Juni 1982 einen Bescheid

über seinen Versicnerungsverlauf. Darin ordnete sie die Zeit vom

1. Oktober 1969 bis 11. Juni 1978 der Rentenversicherung der

Angestellten zu. Den Widerspruch des Klägers wies sie zurück

(Widerspruchsbescheid V0m 29. November 1982). Das Sozialgericht

(SG) hat die Beklagte verurteilt, die Zeit vom 1. Oktober 19ö9

bis zum 11. Juni 1978 der
knappschaftlichen Rentenversicherung

zuzuordnen (Urteil vom 25. Oktober 1984). Auf die Berufung der

Beklagten
hat das Landessozialgericht (LSG) das Urteil des SG

aufgehoben und die Klage abgewiesen. Es hat im wesentlichen aus-

geführt: Auszugehen sei von den tatSächlichen Verhältnissen im

Ausland. Sei der Versicherte nach den dortigen tatsächlichen

Verhältnissen aber bei Zugrundelegung deutscher rechtlicher Maß-

stäbe in einem knappscnaftlichen Betrieb beschäftigt gewesen, so

sei die Versicherungszeit der
Knapbschaft

zuzuordnen. Nicht aus—

reichend sei dagegen, daß die konkrete Beschäftigung im Ausland,

wäre sie unter den Verhältnissen im Bundesgebiet ausgeübt worden,

der knappschaftlichen Versicherung unterlegen hätte. Der Betrieb

eines Planungsbüros sei aber kein
knappsohaftlicner Betrieb. Denn

in ihm würden keine Mineralien oder ähnliche Stoffe 13 des 3 2

Abs 1 Satz 1 Reichsknappschaftsgesetz (RKG) bergmännisch gewon-

nen. Auch sei es kein knappschaftlicher Nebenbetrieb iS des 5 2
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Abs 2 EKG. Es hänge nämlich nicht betrieblich, auch nicht räum-

lich mit einer Zeche zusammen. Das Planungsbüro, in dem der Kläi

ger tätig gewesen sei, sei aber für alle Zechen des Kohlenreviers

zuständig gewesen. Die Arbeit des Klägers gelte auch nicht in
_

Anwendung der Verordnung über knappschaftlicne Arbeiten des

Reichsarbeitsministeriums vom 11. Februar 1933 als knappschaft-

liebe Arbeit. Denn Planungsarbeiten seien in dieser Verordnung

nicht aufgeführt.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Ver—

letzung materiellen Rechts.

Er beantragt,
‘

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts

Dortmund vom 25. Oktober 198A zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die Revision des Klägers ist im Sinne der Zurückverweisung der

Sache an das LSG begründet. Die vom LSG festgestellten Tat3achen

reichen zu einer abschließenden Entscheidung nicht aus.
Aufgrund
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der vom LSG festgestellten Umstände läßt sich nicht entscheiden,

ob die Beschäftigungszeit des Klägers von Oktober 1969 bis Juni

1978 der knappschaftlichen Rentenversicherung zuzuordnen ist.

Nach Art 2 des Gesetzes vom 12. März 1976 zu dem Abkommen vom

_9. Oktober 1975 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der

Volksrepublik Polen über Renten— und Unfallversicherung nebst der

Vereinbarung hierzu vom 9. Oktober 197 (BGBl II 1976, 393) sindU
?

Zeiten, die nach dem polnischen Recht der Rentenversicherung zu

berücksicntigen sind, gemäß Art % Abs 2 des Abkommens in dem-

selben zeitlichen Umfang in der deutschen gesetzlichen Renten—

versicnerung in entsprecnender Anwendung des Fremdrenten— und

Auslandsrenten-Neuregelungsges tzes vom 25. Februar 1960 (BGBl I(D

93) zu berüc&sichtigen‚ solange der Berechtigte im Geltungsbe-

reich dieses Gesetzes wohnt‚ Entsprechend Art a Abs 2 des Abkom—

mens vom 9. Oktober 1075 (BGBl II 1976, 390 ff) berücksichtigt

der Träger der Rentenversicherung in dem Land, in dem der Be—

rechtigte wonnt, bei Feststellung der Rente
nach den'für ihn

geltenden Vorschriften Versicherungszeiten, Beschäftigungszeiten

rvund diesen gleichgestellte L\eiten im anderen Staat so, als ob sie

im Gebiet des Staates zurückgelegt worden wären, in dem der Be—

rechtigte wohnt. Die Beschäftigungszeiten des Klägers in Polen"

sind damit (versicherten) Beschäftigungszeiten in der Bundesre—

publik gleicngestellt.

Welcher Versicherungsart sie zuzuordnen sind, ergibt sich aus

5 20 Fremdrentengesetz (FRG). Sind Beitrags— oder Beschäfti—

gungszeiten in einem knappschaftlichen Betrieb iS des 3 2 Abs 1
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und 2 des RKG zurückgelegt, ohne daß Beiträge zu einer der

knappschaftlichen Rentenversicherung entsprechenden
Berufsver-l

Sicherung entrichtet sind, so werden
sie

der knappschaftlichen

Rentenversicherung zugeordnet,
wenn die Beschäftigung, wäre sie

im Bundesgebiet verrichtet worden, der Versicherungspflicht in

der knappschaftlichen Rentenversicherung unterlegen hätte (5 20

Abs 4 Satz 1 FRG). Aus der Fassung dieser Vorschrift ergibt sich,

daß die Beschäftigung entsprechend dem Recht der Bundesrepublik

danach zu beurteilen ist, ob sie knappSChaftlich‘versicherungs-

pflichtig
gewesen

wäre, wenn die Beschäftigung sich in der Bun—

ddesrepublik
vollzogen hätte. Es ist deshalb - wie der erkennende

Senat bereits in seinem Urteil vom 12. März 1986 (5b RKn 9/85)

entschieden hat
— bei der Zuordnung der Zeiten darauf abzustele

len, innerhalb welcher rechtlichen Beziehungen der in Polen be-

schäftigte Versicnerte im Bundesgebiet gearbeitet hätte.

Der Gesetzgeber
bedient

sich in 5 20 Abs 4 Satz 1 FRG der Mög-

lichkeitsform ("wäre“),
weil ein Geschehen, das sich außerhalb

der Bundesrepublik vollzogen'hat, nicht deutschem Recht
unterit

liegt. Soweit die gesetzliche Bestimmung aber voraussetzt, daß

die Berechtigten in einem "knappschaftlichen Betrieb iS des 5 2

Abs 1 und 2 RKG" tätig waren, spricht es in der Wirklichkeitsform

'"sind
...

Beschäftigungszeiten
...

zurückgelegt"), obwohl

auch die Beurteilung eines im Ausland liegenden Betriebes nach

deutschem Recht nur fiktiv sein
kahn.

Geprüft wird also nicht, ob

der Betrieb im Ausland - hier in Pulen — ein knappschaftlicher

Betrieb "ist”, sondern ob er es wäre, wenn er in der Bundesre-

publik Deutschland läge. Das hat das LSG nicht verkannt. Das LSG
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hat aber die durch das Gesetz angeordnete Fiktion allein darauf

beschränken wollen. Nach Auffassung des LSG dürfen also bloß die

Beschäftigung des Berechtigten und der Betrieb gedanklich in die

Bundesrepublik verlegt werden. Doch müsse der Betrieb — auch ge—

danklich — so bleiben, wie er im Ausland ausgestaltet ist. Das

ist sicher im allgemeinen richtig. Soweit aber ein Betrieb nur

deshalb nicht knappschaftlich geprägt ist, weil er nach den spe—

zifischen Vorschriften des ausländischen Rechtes — hier
wegen

der

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ordnung Polens aufgrund

des dortigen sozialistischen Systems - anders organisiert ist,

als er es in der Bundesrepublik wäre, muß er den Verhältnissen

der
Bundesrepublik

entsprechend gedacht werden. Soweit geht noch

die
Anordnung

des Gesetzes, nicht die wirklichen, sondern fiktive

Umstände der Prüfung zugrunde zu legen. Der Wortlaut des % 20

Abs A Satz 1 PRO steht dem nicht entgegen. Denn wie dargelegt,

ordnet der Gesetzgeber auch in dem Teil der Voraussetzungen eine

Prüfung aufgrund gedachter (fiktiver) Umstände an, in welchem er

im Indikativ spricht. Eine einschränkende, lediglich aus der

Satzform und aus der Bezugnahme auf 5 2 Abs 1 und 2 EKG hergee

leitete Auslegung der Vorschrift würde dem Sinn und Zweck des FRG.

widersprechen, das die Eingliederung des Versicherten in
die

in

der Bundesrepublik bestehende Ordnung beinhaltet.

Die "Beitrags— oder Beschäftigungszeiten in einem knappschaft—

lichen Betrieb" iS des % 20 Abs u Satz 1 FRG umfassen daher
alle}

technischen, wirtschaftlichen und kaufmännischen Arbeiten, die im

Bundesgebiet in einem knappschaftlichen Betrieb iS des S 2 Abs 1

und 2 RKG zurückgelegt worden wären und damit der khappschaft—
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lichen Rentenversicherung unterlegen hätten (vgl hierzu auch

Jantz—Zweng-Eicher, Das neue Fremdrenten— und Auslandsrenten-

recht, 2. Auflage, Anm 16 zu 5 20 FRG, S 76) Hat der Kläger

demnach in einem Betrieb gearbeitet, der
in der Bundesrepublik

typischerweise zum Bergbau gehört hätte, werden also zB Pla-
'

nungsarbeiten, wie sie der Kläger gemacht hatte, in der Bundes—

republik typischerweise von den Zechen selbst ausgeführt oder von

den Bergbauunternehmen in einer Weise, daß sie knappschaftlich

versichert sind, so ist der Kläger so zu behandeln, als hätte er

bereits in Polen in einem Betrieb gearbeitet, der nach deutschem

Recht als knappschaftlicher Betrieb angesehen wird. Die besonde-

ren Organisationsformen des Bergbaus in Polen, die von denen der"

Bundesrepublik Deutschland abweichen, bleiben insoweit außer Be—

tracht.

Da das LSG aufgrund seiner abweichenden rechtlichen Auffassung

-insoweit keine Tatsachen festgestellt hat, ist die Sache zu er—

neuter Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.
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Das LSG wird auCh übér die Kosten des Rechtsstreites zu befinden

haben.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

